
    
  

 
 

 
 

 
 

 
 

   
 

 

   

  

  

  

   

 

   

   

  
    

 
 

  

 
   

 

 

  
   

  

  
 

  
   

 
    

 
   

 
  

  

  
    

     

 

Sachplan Asyl (SPA) – 20.12.2017 
Objektblatt WCH-3 

Bundesasylzentrum Giffers (Guglera) 

Ausgangslage 

Nutzung vor 2017 Bis Dezember 2015 wurde 
das Gebäude von einem 
Institut als Internat genutzt. 
Es liegt in der Zone für 
öffentliche Bauten. 

Kanton Freiburg 

Gemeinde Giffers 

Grundeigentümer Bund 

Fläche 1,6 ha 

Festsetzung 

Infrastrukturtyp Bundesasylzentrum (BAZ) 

Zweck Der Standort dient primär zur Unterbringung von Asylsuchenden. 

Vorgesehene Nutzung Die Anlage soll für 300 Unterbringungsplätze ausgelegt werden, davon 
50 für den Fall einer ausserordentlichen Zunahme von Asylsuchenden. 

Rahmenbedingungen 
Infrastruktur 

Das bestehende Gebäude wird renoviert. 

Rahmenbedingungen 
Betrieb 

Der Kanton, die Gemeinde und der Bund prüfen gemeinsam die Frage 
des öffentlichen Verkehrs. 

Erläuterungen 

a) Koordination mit dem Kanton Freiburg 
Der Bund hat dieses Gebäude im Jahr 2015 gekauft. Das BAZ wird voraussichtlich 2018 seinen 
Betrieb aufnehmen. 

b) Vertragsbedingungen 
Das Grundstück befindet sich im Eigentum des Bundes. 

c) Infrastruktur/Bauten 
Geplant ist ein BAZ mit einer vollen Kapazität von 300 Unterbringungsplätzen, wovon 50 für den Fall 
einer ausserordentlichen Zunahme von Asylsuchenden vorgesehen sind. Für die Verwaltung 
werden einige Arbeitsplätze geschaffen; auch für das Betreuungs- und Sicherheitspersonal werden 
Arbeitsplätze bereitgestellt. Am Gebäude werden keine grösseren Veränderungen vorgenommen, 
da es weiterhin der Unterbringung von Menschen dient. Innerhalb und ausserhalb des Gebäudes 
werden Bereiche für Beschäftigungsprogramme, Workshops und Kurse für Asylsuchende 
geschaffen, denn in einem BAZ werden diese weniger für die Verfahren beansprucht. Das Gebäude 
wird an die geltenden Normen und an die Bedürfnisse eines Bundeszentrums in Bezug auf die 
Betreuung und Sicherheit angepasst. Das Grundstück wird eingezäunt. 

d) Betrieb 
Die Frage des öffentlichen Verkehrs ist in der Vereinbarung vom 06.07.17 geregelt. Falls nötig 
werden der Kanton, die Gemeinde und der Bund diese gemeinsam neu prüfen. 

26/64 

http:06.07.17





